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Vectron Systems AG, Münster
Wertpapier-Kenn.-Nr.: A0KEXC / ISIN: DE000A0KEXC7

Einladung zur Hauptversammlung

Wir laden die Aktionäre unserer Gesellschaft hiermit ein zur or-
dentlichen Hauptversammlung der Vectron Systems Aktiengesell-
schaft mit Sitz in Münster am Donnerstag, den 10. September 
2020, um 11 Uhr. Die Hauptversammlung wird in diesem Jahr 
aufgrund der Corona-Pandemie als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
abgehalten. Die gesamte Hauptversammlung wird für Aktionäre 
der Gesellschaft, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversamm-
lung angemeldet haben, live im Internet übertragen. Die Stimm-
rechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der 
Briefwahl oder durch Vollmachterteilung an einen von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter. Bitte beachten Sie insbe-
sondere die Regelungen zur weiterhin erforderlichen Anmeldung 
zur Hauptversammlung. Ort der Hauptversammlung im Sinne des 
Aktiengesetzes ist der Gesellschaftssitz der Vectron Systems AG, 
Willy-Brandt-Weg 41, 48155 Münster.
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I.	 Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten und gebilligten Jahresab-
schlusses zum 31. Dezember 2019, des Lageberichts der 
Gesellschaft mit dem Bericht des Aufsichtsrats jeweils 
für das Geschäftsjahr 2019 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jah-
resabschluss am 23. April 2020 gebilligt und damit festge-
stellt. Entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen gemäß 
§§ 172, 173 Aktiengesetz (AktG) ist zu diesem Punkt der Ta-
gesordnung keine Beschlussfassung vorgesehen.

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2019
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäfts-
jahr 2019 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen 
Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäfts-
jahr 2019 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für die-
sen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.	 Wahlen zum Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95, 96 
Abs. 1, 101 AktG sowie § 8 Abs. 1 der Satzung der Gesell-
schaft aus vier Mitgliedern zusammen, die sämtlich von der 
Hauptversammlung zu wählen sind. Die Hauptversammlung 
ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Mit Schreiben vom 27. Mai 2020 hat der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats, Herr Christian Ehlers, den Vorstand der Ge-
sellschaft darüber informiert, dass er sein Amt als Aufsichts-
rat der Vectron Systems AG mit Ablauf der diesjährigen or-
dentlichen Hauptversammlung niederlegt. 

Vor diesem Hintergrund ist von der Hauptversammlung ein 
Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre zu wählen.

Die Wahl des neuen Aufsichtsratsmitglieds erfolgt gemäß 
§ 8 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft für die Dauer der 
restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen, das heißt für die 
Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 
Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021 be-
schließt (Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung 2022). 
Die Amtszeit beginnt mit Ablauf der Hauptversammlung am 
10. September 2020.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 
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Herrn Prof. Dr. Dr. Claudius Schikora (geb. 28. Mai 1972 •	
in München, wohnhaft in Feldafing), Unternehmer und 
Präsident der Hochschule für angewandtes Manage-
ment in Ismaning, als Aufsichtsratsmitglied zu wählen.

Herr Schikora ist aktuell Aufsichtsratsvorsitzender bei der 
Dr. Müller Diamantmetall AG. Er unterhält bislang keine ge-
schäftlichen Beziehungen zur Gesellschaft, deren Organen 
oder Aktionären, die mehr als 10 % der stimmberechtigten 
Aktien halten.

Der Lebenslauf von Herrn Prof. Dr. Dr. Claudius Schikora ist 
im Internet unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020 abrufbar.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2020 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Impulse Digital GmbH, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Münster, zum Abschlussprüfer 
für das Geschäftsjahr 2020 zu wählen.

6.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten 
Kapitals 2019, die Schaffung eines neuen genehmigten 
Kapitals (Genehmigtes Kapital 2020) gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des 
gesetzlichen Bezugsrechts und über die entsprechende 
Satzungsänderung
Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 19. Juni 2019 
wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen auch unter Ausschluss des gesetzlichen 
Bezugsrechts zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Das 
Genehmigte Kapital 2019, das nach teilweiser Ausschöp-
fung derzeit noch in Höhe von EUR 2.909.278,00 besteht, 
soll durch ein inhaltlich im Wesentlichen unverändertes 
neues genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 4.009.589,00 
mit der Ermächtigung zum Ausschluss des gesetzlichen Be-
zugsrechts ersetzt werden. 

Dadurch soll die Gesellschaft auch künftig in der Lage 
sein, den Finanzbedarf der Gesellschaft schnell und flexi-
bel durch Eigenmittel decken zu können. Auch soll die Ge-
sellschaft zur Erhöhung von Ertragschancen sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Unter-
nehmensteilen oder sonstigen Wirtschaftsgütern kurzfristig 
nutzen können.

Dabei soll sichergestellt werden, dass die Aufhebung des 
Genehmigten Kapitals 2019 nur dann wirksam wird, wenn an 
dessen Stelle ein neues Genehmigtes Kapital 2020 gemäß 
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dem nachfolgenden Beschlussvorschlag tritt. Die Satzungs-
änderung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 
2019 soll daher erst angemeldet werden, wenn die Beschlüs-
se unter TOP 6 entweder nicht innerhalb der Anfechtungs-
frist angefochten worden sind, etwaige Klagen rechtskräf-
tig abgewiesen wurden oder sich in sonstiger Weise erledigt 
haben oder ein rechtskräftiger Freigabebeschluss zur Ein-
tragung vorliegt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen:

a)	 Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2019
Das von der Hauptversammlung am 19. Juni 2019 unter 
Punkt 6 der Tagesordnung beschlossene Genehmigte Kapi-
tal 2019 gemäß § 4 der Satzung wird, soweit diese Ermäch-
tigung noch nicht ausgenutzt wurde, mit Wirkung auf den 
Zeitpunkt der Eintragung des neuen Genehmigten Kapitals 
2020 gemäß nachfolgendem Buchstaben d) in das Handels-
register aufgehoben.

b)	 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020
Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 9. September 2025 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Ge-
sellschaft um insgesamt bis zu EUR  4.009.589,00 durch 
Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender nennwertloser 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage gemäß 
§§ 202 ff. AktG zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020) und 
dabei einen von der gesetzlichen Regelung des § 60 Abs. 2 
Satz 3 AktG abweichenden Beginn der Gewinnbeteiligung 
zu bestimmen. Die Ermächtigung kann einmalig oder mehr-
fach, ganz oder in Teilbeträgen ausgenutzt werden. Der 
Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Be-
dingungen der Aktienausgabe, insbesondere des Ausgabe-
betrags, festzulegen.

c)	 Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre
Bei Kapitalerhöhungen ist den Aktionären ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Die Aktien können von mindestens einem Kre-
ditinstitut oder einem nach §  53 Abs.  1 Satz 1 oder §  53b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten. 

Der Vorstand kann jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen:

a)	 Im Falle der Durchführung einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen.
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b)	 Im Falle der Durchführung einer Kapitalerhöhung gegen 
Bareinlagen um insgesamt bis zu 10  % des Grundkapi-
tals der Gesellschaft und zwar bezogen auf den Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens und der Ausübung dieser Ermäch-
tigung, wenn für die Aktionäre ein Börsenkurs besteht 
und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs 
nicht wesentlich unterschreitet. Auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittel-
barer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter den Bezugsrechtsausschluss veräußert 
oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind.

c)	 Im Falle der Durchführung einer Kapitalerhöhung durch 
Bareinlagen zum Ausgleich von Spitzenbeträgen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2020 bzw. nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist anzupassen. 

d)	 Satzungsänderung
§ 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

§ 4 Nr. 2:

„Der Vorstand ist ermächtigt, bis zum 9. September 2025 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft um insgesamt bis zu EUR 4.009.589,00 (in Worten: 
Euro  vier Millionen neuntausendfünfhundertneunundacht-
zig) durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender nenn-
wertloser Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage ge-
mäß §§ 202 ff. AktG zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020) 
und dabei einen von der gesetzlichen Regelung des §  60 
Abs. 2 Satz 3 AktG abweichenden Beginn der Gewinnbetei-
ligung zu bestimmen. Die Ermächtigung kann einmalig oder 
mehrfach, ganz oder in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausga-
bebetrag, festzulegen.“

§ 4 Nr. 3:

„Bei Kapitalerhöhungen ist den Aktionären ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Die Aktien können von mindestens einem Kre-
ditinstitut oder einem nach §  53 Abs.  1 Satz 1 oder §  53b 
Abs.  1 Satz 1 oder Abs.  7 KWG tätigen Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand kann jedoch mit Zu-
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stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausschließen:

a)	 Im Falle der Durchführung einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen;

b) 	Im Falle der Durchführung gegen Bareinlagen um ins-
gesamt bis zu 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft 
und zwar bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens und der Ausübung dieser Ermächtigung, wenn für 
die Aktionäre ein Börsenkurs besteht und der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich 
unterschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von §  186 Abs.  3 Satz 4 
AktG unter den Bezugsrechtsausschluss veräußert oder 
ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind; 

c) 	Im Falle der Durchführung einer Kapitalerhöhung durch 
Bareinlagen zum Ausgleich von Spitzenbeträgen.“

§ 4 Nr. 4:

„Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 4 der 
Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Ge-
nehmigten Kapitals 2020 bzw. nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist anzupassen.“

Im Übrigen bleibt §4 der Satzung unverändert.

e)	 Anweisung an den Vorstand
Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderung – 
vorstehend unter d) – nur unter der Voraussetzung zur Ein-
tragung in das Handelsregister anzumelden, dass (i) die 
Anfechtungsfrist gemäß § 246 Abs. 1 AktG abgelaufen ist, 
ohne dass eine Klage gegen die Wirksamkeit der Beschlüs-
se unter TOP 6 erhoben wurde, oder (ii) im Falle der frist-
gerechten Erhebung einer solchen Klage, dass die Klage 
rechtskräftig abgewiesen wurde oder sich das Klageverfah-
ren in sonstiger Weise (etwa durch Klagerücknahme) erle-
digt hat oder das Gericht auf Antrag der Vectron Systems 
AG durch rechtskräftigen Beschluss festgesellt hat, dass die 
Erhebung der Klage der Eintragung eines Beschlusses/der 
Beschlüsse unter TOP 6 nicht entgegen steht und/oder Män-
gel des jeweiligen Hauptversammlungsbeschlusses die Wir-
kung der Eintragung unberührt lassen.

7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Auflage 
eines Aktienoptionsplans 2020 und die Schaffung eines 
Bedingten Kapitals 2020 zur Erfüllung des Aktienoptions-
plans 2020 und entsprechende Änderung der Satzung
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Entsprechend verbreiteter Praxis bei Aktiengesellschaften 
in Deutschland möchte die Vectron Systems AG die aktien-
rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung von vari-
ablen Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwir-
kung für Mitarbeiter der Gesellschaft und nachgeordneter 
verbundener Unternehmen im In- und Ausland schaffen, die 
auf eine Steigerung des nachhaltigen Unternehmenswertes 
im Einklang mit den Rahmenbedingungen des Aktienge-
setzes gerichtet sind. Zu diesem Zweck soll ein Aktienopti-
onsplan („Aktienoptionsplan 2020“) beschlossen werden, 
gemäß dem der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
ermächtigt werden soll, bis zu 342.581 Optionen an derzei-
tige und zukünftige Mitarbeiter der Gesellschaft und nach-
geordneter verbundener Unternehmen im In- und Ausland 
auszugeben. 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende Be-
schlüsse zu fassen:

a)	 Ermächtigung zur Implementierung eines Aktien-
optionsplans 2020

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates bis zum 9. September 2025 einmalig oder mehr-
mals bis zu insgesamt 342.581 Optionen (Bezugsrechte 
i.S.v. § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG; „Aktienoptionen 2020“) an 
derzeitige und zukünftige Mitarbeiter der Gesellschaft und 
nachgeordneter verbundener Unternehmen der Gesellschaft 
i.S.d. § 15 ff. AktG (gemeinsam „Bezugsberechtigte“) aus-
zugeben, die die Bezugsberechtigten nach Maßgabe der 
Optionsbedingungen berechtigen, neue auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien der Vectron Systems AG zu erwerben. 

Die Gewährung der Aktienoptionen 2020 erfolgt gemäß den 
nachfolgenden Bestimmungen:

aa) 	 Kreis der Bezugsberechtigten 
Die insgesamt bis zu 342.581 Aktienoptionen 2020 können 
an die derzeitigen und zukünftigen Mitarbeiter der Gesell-
schaft und nachgeordneter verbundener Unternehmen der 
Gesellschaft ausgegeben werden.

bb)	 Ausgabezeiträume (Erwerb der Aktienoptionen 
2020), Ausgabetag

Aktienoptionen 2020 können den Bezugsberechtigten ein-
malig oder in mehreren Tranchen bis zum 9. September 
2025 zum Erwerb angeboten werden, außer jeweils im Zeit-
raum von vier Wochen vor Veröffentlichung eines Jahres-
abschlusses, Halbjahresfinanzberichts oder einer Quartals-
mitteilung oder Bekanntgabe der vorläufigen Zahlen für das 
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jeweils vorangegangene Geschäftsjahr der Gesellschaft 
oder der vorläufigen Zahlen für ein Quartal- oder Halbjahr. 
„Ausgabetag“ ist der Tag, an dem die Gesellschaft an den 
jeweiligen Bezugsberechtigten das Angebot auf Gewährung 
von Optionen absendet. Das Angebot kann einen späteren 
Ausgebetag vorsehen. 

cc)	 Inhalt der Aktienoptionen 2020, Ausübungspreis, 
Erfüllung

Für jede Aktienoption 2020, die ein Bezugsberechtigter aus-
übt, ist er/sie zum Bezug einer neuen auf den Inhaber lau-
tenden Stückaktie der Vectron Systems AG gegen Zahlung 
des „Ausübungspreises“ berechtigt. Der Ausübungspreis 
entspricht 100% des Verkehrswertes der Aktien der Gesell-
schaft. Der Verkehrswert ergibt sich aus dem Mittelwert der 
in der Schlussauktion im XETRA®-Handel oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem bzw. Nachfolgekurs festge-
stellten Preise für die Aktie der Gesellschaft jeweils wäh-
rend der letzten 5 Börsenhandelstage vor dem Ausgabetag, 
mindestens jedoch EUR 1,00. Falls eine Schlussauktion an 
einem der relevanten Handelstage nicht stattfindet oder ein 
Auktionspreis nicht festgestellt werden kann, ist der letzte im 
fortlaufenden Handel ermittelte Preis maßgeblich, voraus-
gesetzt es hat am betreffenden Tag ein fortlaufender Handel 
stattgefunden. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt.

Die Aktienoptionen 2020 können aus dem neu zu schaffenden 
bedingten Kapital gemäß nachstehend lit. c, aus bestehen-
dem oder zukünftigem genehmigten Kapital oder eigenen Ak-
tien bedient werden. Alternativ kann dem Bezugsberechtigten 
bei Optionsausübung nach Wahl der Gesellschaft auch ein 
Barausgleich gewährt werden. In diesem Fall ist dem Bezugs-
berechtigten die Differenz zwischen dem Ausübungspreis und 
dem Mittelwert der in der Schlussauktion im XETRA®-Handel 
oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an der Frank-
furter Wertpapierbörse festgestellten Preise für eine Aktie der 
Gesellschaft an den 5 Börsenhandelstagen vor Ausübung der 
jeweiligen Aktienoption 2020 zu zahlen.

dd) 	 Laufzeit der Optionen
Die im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2020 ausgege-
benen Optionen können nur innerhalb von sieben Jahren nach 
ihrer erstmaligen Ausübungsmöglichkeit ausgeübt werden.

ee)	 Wartezeit bis zur erstmaligen Ausübung
Der Bezugsberechtigte kann die Aktienoptionen 2020 ausü-
ben, sobald mindestens vier Jahre seit dem Tag ihrer Ausga-
be vergangen sind (Wartezeit i.S.v. § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG).
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ff) 	 Erfolgsziel(e)
Die Ausübung ist unbeschadet der vorstehenden Rege-
lungen nur zulässig, wenn sich der Schlusskurs besser 
entwickelt als der Vergleichsindex (Erfolgsziel gem. §  193 
Abs. 2, Nr. 4 AktG). Vergleichsindex ist der Aktienindex Tec-
DAX der Frankfurter Wertpapierbörse (der „Preisindex“). 
Als Ausgangspunkt für die Performance-Messung dienen 
der Preisindex sowie der Schlusskurs am Tag der Ausga-
be des Bezugsrechtes. Die Bezugsrechte können nur aus-
geübt werden, wenn sich der Schlusskurs besser entwickelt 
hat als der Preisindex. Maßgeblicher Vergleichszeitpunkt ist 
der Zeitpunkt vier Wochen vor Ausübung der Bezugsrechte.

gg)	 Ausübungszeiträume
Zur Vermeidung von lnsiderverstößen dürfen Aktienopti-
onen auch nach Ablauf der Wartezeit und unbeschadet der 
Beachtung des Erfolgsziels jeweils im Zeitraum von 30 Ka-
lendertagen vor Bekanntgabe der Unternehmenszahlen, 
d.h. vor Veröffentlichung des Jahresabschlusses bzw. etwai-
ger Quartals- oder Zwischenfinanzberichte nicht ausgeübt 
werden. Im Übrigen sind die Einschränkungen zu beachten, 
die aus den allgemeinen Rechtsvorschriften, insbesondere 
dem Wertpapierhandelsgesetz und der Marktmissbrauchs-
verordnung, folgen.

hh)	 Verfall der Optionen („Vesting Period“)
Es sollen Regelungen zum Verfall von Bezugsrechten vor-
gesehen werden.

ii)	 Übertragbarkeit 
Die Aktienoptionen 2020 können – mit Ausnahme des Erb-
falls – nicht übertragen, verpfändet oder sonst belastet 
werden. 

jj) 	 Steuern
Alle im Rahmen der Gewährung bzw. Ausübung der Akti-
enoptionen 2020 etwaig anfallenden Steuern, insbesondere 
Einkommensteuer (Lohnsteuer), Kirchensteuer und Solidari-
tätszuschlag, hat der Bezugsberechtigte selbst zu tragen.

kk) 	 Weitere Ausgestaltung (Ermächtigung)
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten zur Ausgestaltung des 
Aktienoptionsplans 2020 zu bestimmen. Hierzu gehören ins-
besondere, ohne abschließend zu sein:

Festlegung der Anzahl der Aktienoptionen •	
2020, die einem einzelnen Bezugsberechtigten 
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oder einer Gruppe von Bezugsberechtigten ge-
währt werden;

Die Einzelheiten der Durchführung des Pro-•	
gramms sowie die Modalitäten der Gewährung 
und der Ausübung und darüber hinaus die Be-
reitstellung der Bezugsaktien in Übereinstim-
mung mit den Börsenzulassungsvorschriften;

Bedingungen für eine Unverfallbarkeit •	
der Aktienoptionen 2020 (z.B. bei einver-
nehmlicher Beendigung der Anstellung von 
Bezugsberechtigten);

Regelungen über die Behandlung von Options-•	
rechten in Sonderfällen (z.B. Übernahme der 
Gesellschaft durch Dritte, Tod oder Elternzeit 
des/der Bezugsberechtigten);

Voraussetzungen und Bedingungen für wei-•	
tere Verfallsgründe und Ausnahmen von 
Verfallsgründen;

Anpassungen des Umtauschverhältnisses •	
im Falle von Kapitalmaßnahmen, Verschmel-
zungen oder ähnlichen Transaktionen der Ge-
sellschaft (Verwässerungsschutz);

Die Begrenzung der Verkaufsmöglichkeiten der •	
jeweiligen Bezugsberechtigten, einschließlich 
einer Pflicht zu einem koordinierten Verkauf. 

ll)	 Berichtspflicht des Vorstands
Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Aktienoptions-
plans 2020 und die den Bezugsberechtigten in diesem Rah-
men gewährten Aktienoptionen 2020 für jedes Geschäftsjahr 
nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften jeweils im 
Anhang zum Jahresabschluss oder im Lagebericht berich-
ten (§ 285 Nr. 9a HGB, § 314 Abs. 1 Nr. 6a HGB, § 160 Abs. 
1 Nr. 5 AktG).

b)	 Bedingtes Kapital 2020
Das Grundkapital der Gesellschaft wird um EUR 342.581,00 
durch Ausgabe von bis zu 342.581 auf den Inhaber lautenden 
nennbetragslosen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2020). Das Bedingte Kapital 2020 dient ausschließlich 
der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung 
der ordentlichen Hauptversammlung vom 10.  September 
2020 gemäß TOP 7 gewährt werden. Die bedingte Kapital- 
erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug 
von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Aus-
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gabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem Ausgabebetrag, der 
in der ordentlichen Hauptversammlung vom 10. September 
2020 gemäß TOP 7 lit. a) cc) als Ausübungspreis festgelegt 
worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibet unberührt. Die neuen Ak-
tien sind für jedes Geschäftsjahr gewinnberechtigt, für das 
die ordentliche Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Aus-
gabe der Aktien noch nicht über die Gewinnverwendung be-
schlossen hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten 
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 

c)	 Änderung der Satzung
Die Satzung wird in § 4a um nachstehende Ziff. 4 ergänzt:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 342.581,00 
durch Ausgabe von bis zu 342.581 auf den Inhaber lautenden 
nennbetragslosen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2020). Das Bedingte Kapital 2020 dient ausschließ-
lich der Erfüllung von Optionen, die aufgrund der Ermächti-
gung der ordentlichen Hauptversammlung vom 10. Septem-
ber 2020 gemäß TOP 7 lit. a) gewährt werden. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die In-
haber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum 
Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die 
Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem Ausgabebetrag, 
der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 10. Septem-
ber 2020 gemäß TOP 7 lit. a) cc) als Ausübungspreis festge-
legt worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Die neuen 
Aktien sind für jedes Geschäftsjahr gewinnberechtigt, für das 
die ordentliche Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Aus-
gabe der Aktien noch nicht über die Gewinnverwendung be-
schlossen hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten 
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend der Ausnutzung des bedingten Kapitals 
anzupassen.“

d)	 Ermächtigung zur Änderung der Fassung der 
Satzung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen Ausnutzung 
des Bedingten Kapitals 2020 zu ändern. Entsprechendes gilt 
sofern und soweit das Bedingte Kapital 2020 vor Ablauf der 
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Laufzeit der Ermächtigung nicht für die Ausgabe von Aktien-
optionen 2020 ausgenutzt wird sowie für den Fall der Nicht-
ausnutzung des Bedingten Kapitals 2020 nach Ablauf der 
Fristen für die Ausübung der Optionen.

8.	 Beschlussfassung über die Neufassung von § 14 Abs. 3 
Satz 1 der Satzung (Einberufung, Ort)
Die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Haupt-
versammlung und die Ausübung des Stimmrechts wur-
den durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktio-
närsrechterichtlinie (ARUG II) geändert. Nach § 14 Abs. 3 
Satz 1 der Satzung der Gesellschaft ist entsprechend den 
Vorgaben der derzeit geltenden Fassung des § 123 Abs. 4 
Satz 1 AktG zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts ein in Textform in deutscher 
oder englischer Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbe-
sitzes durch das depotführende Kredit- oder Finanzdienst-
leistungsinstitut erforderlich.

Das ARUG II ist zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Die 
Änderungen des § 123 Abs. 4 Satz 1 AktG und der neu vor-
gesehene § 67c AktG finden ab dem 3. September 2020 und 
erstmals auf Hauptversammlungen Anwendung, die nach 
dem 3. September 2020 einberufen werden. Sie werden da-
mit bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung der Ge-
sellschaft im Jahr 2021 anwendbar sein.

Um ein Abweichen der Regelungen zu diesem Nachweis 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung der Gesell-
schaft oder der Ausübung des Stimmrechts in Satzung und 
Gesetz zu vermeiden, soll bereits jetzt die Anpassung der 
Satzung beschlossen werden. Der Vorstand soll durch ent-
sprechende Anmeldung zum Handelsregister sicherstellen, 
dass die Satzungsänderung erst ab dem 3. September 2020 
wirksam wird.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden 
Beschluss zu fassen:

§ 14 Abs. 3 Satz 1 der Satzung wird aufgehoben und wie 
folgt neu gefasst:

„Als Berechtigungsnachweis nach Absatz 2 reicht ein Nach-
weis gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus.“
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II.	 Berichte und weitere Angaben zu Tagesordnungspunkten
Schriftlicher Bericht des Vorstands über die Gründe 
für den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der 
Schaffung des Genehmigten Kapitals 2020
Zu TOP 6 der Hauptversammlung am 10. September 2020 
schlagen der Vorstand und Aufsichtsrat vor, das bisherige 
Genehmigte Kapital 2019 aufzuheben und durch ein neues 
Genehmigtes Kapital 2020 zu ersetzen, das in der Hauptver-
sammlung beschlossen werden soll. 

Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 i.V.m. § 186 Abs. 
4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Be-
zugsrechts wie folgt Bericht:

1.	 Gegenwärtig Genehmigtes Kapital und Anlass für die 
Änderung
Die derzeitig geltende Satzung enthält in § 4 Nr. 2-4 das Geneh-
migte Kapital 2019. Die Hauptversammlung vom 19. Juni 2019 
hat das neue Genehmigte Kapital 2019 beschlossen. Davon 
hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in Höhe 
von EUR 2.909.278,00 Gebrauch gemacht.

Um der Gesellschaft kursschonende Reaktionsmöglich-
keiten auf Marktgegebenheiten zu erhalten und um sowohl 
Bar- als auch Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll 
die Verwaltung der Gesellschaft demnach durch die Schaf-
fung einer neuen Ermächtigung bis zum 9. September 2025 
ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft durch 
die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden nenn-
wertlosen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
zu erhöhen. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Haupt-
versammlung am 10. September 2020 deshalb die Aufhe-
bung des bisherigen Genehmigten Kapitals 2019 und die 
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020 vor.

2.	 Neues Genehmigtes Kapital und damit verbundene Vor-
teile für die Gesellschaft
Insgesamt soll eine neues Genehmigtes Kapitals 2020 bis 
zu einer Höhe von EUR 4.009.589,00 (in Worten: Euro vier 
Millionen neuntausendfünfhundertneunundachtzig) ge-
schaffen werden. Das vorgeschlagene Genehmigte Ka-
pital 2020 ermächtigt den Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats, das Grundkapital der Gesellschaft um bis 
zu EUR 4.009.589,00 (in Worten: Euro vier Millionen neun-
tausendfünfhundertneunundachtzig) gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen durch die Ausgabe neuer, auf den Inhaber lau-
tender nennwertloser Stückaktien zu erhöhen. Von der Er-
mächtigung kann einmalig oder mehrfach, ganz oder in Teil-
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mengen, insgesamt aber nur bis zu EUR 4.009.589,00 (in 
Worten: Euro vier Millionen neuntausendfünfhundertneun-
undachtzig) Gebrauch gemacht werden. Die neuen Aktien 
sind den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand 
ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen 
(dazu unter nachfolgender Ziff. 3.). Die Ermächtigung soll bis 
zum 9. September 2025 erteilt werden.

Bei Erhöhung des Grundkapitals aus dem genehmigten Ka-
pital soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
nach wie vor berechtigt sein, einen von der gesetzlichen Re-
gelung des § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG abweichenden Beginn 
der Gewinnbeteiligung zu bestimmen. Diese Befugnis soll 
aufrechterhalten werden, um das Verfahren der Kapitalerhö-
hung aus dem Genehmigten Kapital 2020 effektiv gestalten 
zu können, da andernfalls zumindest für die Zeit bis zu der 
der Kapitalerhöhung nachfolgenden Dividendenausschüt-
tung die neuen Aktien eine eigene WKN führen müssten und 
damit die Handelbarkeit der neuen Aktien aufgrund des ge-
ringen Volumens erheblich eingeschränkt wäre.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 
aus dem Genehmigten Kapital 2020 soll die Gesellschaft in 
die Lage versetzen, auf künftig auftretende Finanzierungs-
erfordernisse schnell und flexibel reagieren zu können.

3.	 Ausschluss des Bezugsrechts
a.	 Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 
2020 ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinla-
gen auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts bei 
Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ist erforderlich, 
wenn ein hinreichendes Interesse der Gesellschaft am Er-
werb des Einlegegegenstandes besteht und dieser nicht un-
ter Einsatz von Barmitteln durch einfachen Kaufvertrag zu 
vergleichbaren Konditionen erworben werden kann. In die-
sen Fällen halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss 
des Bezugsrechts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber 
den Aktionären für angemessen. Konkrete Erwerbsvorha-
ben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wer-
den soll, bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird von die-
ser Möglichkeit auch nur dann Gebrauch machen, wenn dies 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt.

b.	 Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
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Zudem soll das Bezugsrecht beim Genehmigten Kapital 2020 
ausgeschlossen werden können, wenn die Volumenvorgaben 
und die übrigen Anforderungen für einen Bezugsrechtsaus-
schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. 

Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird vo-
raussichtlich nicht über 3 % jedenfalls aber bei maximal 5 % 
des Börsenpreises zum Zeitpunkt der Festsetzung des Aus-
gabebetrags durch den Vorstand liegen. Diese Möglichkeit 
des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die 
Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen aus-
zunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung 
einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größt-
mögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine derar-
tige Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren Handlungs-
möglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss 
als eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der 
Aktionäre. Sie liegt somit im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre. Es kommt zwar dadurch zu 
einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des 
relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Diejenigen Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und 
ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben in-
dessen die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienanzahl 
über die Börse zu erwerben. 

c.	 Ausgleich von Spitzenbeträgen

Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals 
2020 ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
nehmen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbe-
träge ist erforderlich, um ein praktikables, technisch ohne 
weiteres durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu kön-
nen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf 
über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die 
Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt 
ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und 
Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genann-
ten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berück-
sichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden Verwässe-
rungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen.

4.	 Bericht über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals
Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnut-
zung der Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals aus 
dem Genehmigten Kapital 2020 berichten.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7
Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der Gesell-
schaft unter Tagesordnungspunkt 7 um die Ermächtigung 
zur Implementierung eines Aktienoptionsprogrammes. Der 
Gesellschaft soll auf diese Weise – entsprechend verbrei-
teter Praxis bei Aktiengesellschaften in Deutschland – er-
möglicht werden, die aktienrechtlichen Voraussetzungen für 
die Gewährung von variablen Vergütungskomponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung für Mitarbeiter der Gesellschaft 
und nachgeordneter verbundener Unternehmen im In- und 
Ausland zu schaffen, die auf eine Steigerung des nachhal-
tigen Unternehmenswertes im Einklang mit den Rahmen-
bedingungen des Aktiengesetzes gerichtet sind. Das Akti-
enoptionsprogramm 2020 ist auf die Ausgabe von maximal 
342.581 Optionen (eine Option berechtigt zum Bezug einer 
Aktie) an derzeitige und zukünftige Mitarbeiter der Gesell-
schaft und gegenwärtiger oder zukünftig verbundener Un-
ternehmen i.S.d. §  15 ff. AktG (gemeinsam „Bezugsbe-
rechtigte“) beschränkt. Das Volumen beträgt somit mit den 
bereits zuvor implementierten Aktienoptionsprogrammen 
rund 10 % des bei Beschlussfassung bestehenden Grund-
kapitals. Um der Gesellschaft größtmögliche Flexibilität zu 
bieten, können die Aktienoptionen 2020 aus dem neu zu 
schaffenden bedingten Kapital, aus bestehendem oder zu-
künftigem genehmigten Kapital oder eigenen Aktien bedient 
werden. Alternativ kann dem Bezugsberechtigten bei Opti-
onsausübung nach Wahl der Gesellschaft auch ein Baraus-
gleich gewährt werden. Vorstand und Aufsichtsrat verfolgen 
mit dem Aktienoptionsprogramm das Ziel, durch eine teil-
weise aktienbasierte Vergütung der Arbeitnehmer gegen-
wärtiger oder zukünftig verbundener Unternehmen, diese 
Personen stärker am Unternehmenserfolg zu beteiligen und 
deren Identifizierung mit dem Unternehmen zu fördern. Dies 
trägt auch zu einer Wertsteigerung des Unternehmens und 
damit auch der Beteiligung der Aktionäre bei und liegt somit 
im Interesse aller Beteiligten.

III.	Weitere Angaben

1.	 Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet und die Ausübung des 
Stimmrechts
Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversamm-
lung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-
vollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) abgehalten, §  1 Abs. 2 des Gesetzes über 
Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-



17

eins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämp-
fung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-
19-Gesetz“).

Für die Aktionäre erfolgt eine Bild- und Tonübertragung der 
gesamten Hauptversammlung im Internet unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

Es können nur diejenigen Aktionäre die gesamte Hauptver-
sammlung im Internet verfolgen, die sich in Textform (§ 126b 
BGB) in deutscher oder englischer Sprache zur Hauptver-
sammlung angemeldet haben. Dies gilt entsprechend für die 
Ausübung des Stimmrechts. Zugangsdaten und weitere In-
formationen erhalten die Aktionäre nach ihrer Anmeldung.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens am 
3. September 2020 (24:00 Uhr) unter folgender Adresse 
zugehen:

Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur 
Verfolgung der gesamten Hauptversammlung im Internet 
und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu 
ist ein in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das 
depotführende Institut erforderlich.

Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der 
Hauptversammlung (Nachweisstichtag), d.h. auf den 20. Au-
gust 2020 (0:00 Uhr), zu beziehen. Maßgeblich für die Be-
rechtigung zur Verfolgung der gesamten Versammlung im 
Internet und zur Ausübung des Stimmrechts ist somit der Ak-
tienbesitz zu diesem Stichtag. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft 
spätestens am 3. September 2020 (24:00  Uhr) unter fol-
gender Adresse zugehen:

Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com
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Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung von Ak-
tionärsrechten, insbesondere des Stimmrechts, als Aktionär 
nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes in der vorstehend 
beschriebenen Weise erbracht hat; insbesondere haben 
Veräußerungen oder sonstige Übertragungen der Aktien 
nach dem Nachweisstichtag im Verhältnis zur Gesellschaft 
keine Bedeutung für den Umfang und die Ausübung der ge-
setzlichen Aktionärsrechte, insbesondere des Stimmrechts, 
des bisherigen Aktionärs. Entsprechendes gilt für den Er-
werb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die 
erst nach dem Nachweisstichtag Aktien erwerben, sind nicht 
stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung 
für die Dividendenberechtigung. Die Anmeldung zur Haupt-
versammlung hindert die Aktionäre im Übrigen nicht an der 
freien Verfügung über ihre Aktien. 

Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts 
durch Bevollmächtigte

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich ver-
folgen und/oder ihr Stimmrecht nicht persönlich ausüben 
möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch 
durch Bevollmächtigte, z.B. einen Intermediär, eine Aktio-
närsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine ande-
re Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die Ausübung 
des Stimmrechts durch Bevollmächtigte ist die form- und 
fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung.

Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nach-
weis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft be-
dürfen der Textform.

Die Aktionäre erhalten nach der Anmeldung zusammen mit 
den Zugangsdaten ein Formular zur Vollmachterteilung an 
einen Bevollmächtigten. Das Formular zur Vollmachtsertei-
lung an einen Bevollmächtigten steht auch im Internet unter 
https://www.vectron-systems.com/de/hv2020 zum Download 
zur Verfügung. Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf 
und der Nachweis der Bevollmächtigung mittels der zur Verfü-
gung gestellten Formulare sind aus organisatorischen Grün-
den spätestens bis zum 9. September 2020 (Eingang bei der 
Gesellschaft) an die folgende Anschrift zu senden: 

Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com
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Ab dem 20. August 2020 kann die Erteilung von Vollmachten 
sowie ihr Widerruf zusätzlich elektronisch erfolgen und über-
mittelt werden, indem der unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

bereitgestellte Online-Service der Gesellschaft genutzt wird. 
Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn der Abstimmung 
in der Hauptversammlung.

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsbera-
ter und diesen durch das Aktiengesetz gleichgestellte Per-
sonen können im Rahmen der für sie bestehenden aktien-
gesetzlichen Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende 
Anforderungen an die ihnen zu erteilenden Vollmachten vor-
sehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu Be-
vollmächtigenden erfragt werden.

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, 
sich bei der Ausübung des Stimmrechts durch von der Ge-
sellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsver-
treter vertreten zu lassen. Soweit Aktionäre die von der Ge-
sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, 
müssen sie diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausü-
bung des Stimmrechts erteilen. Ohne diese Weisungen ist 
die Vollmacht ungültig. Die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter können elektronisch über den 
Online-Service der Gesellschaft, der ab dem 20.  August 
2020 zur Verfügung steht, unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn der 
Abstimmung in der Hauptversammlung.

Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter – auch 
vor dem 20. August 2020 – bis zum 9. September 2020 (ein-
gehend bei der Gesellschaft) unter Verwendung der von der 
Gesellschaft dafür vorgesehenen Vollmachtsformulare er-
teilt werden. Die Aktionäre erhalten diese Vollmachtsformu-
lare nach erfolgter Anmeldung zusammen mit der Zugangs-
karte. Die Formulare sind auch im Internet unter https://www.
vectron-systems.com/de/hv2020 abrufbar. Die Vollmacht 
und die Weisungen für die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sind aus organisatorischen Gründen 
spätestens bis zum 9. September 2020 (Eingang bei der Ge-
sellschaft) an die folgende Anschrift zu senden: 
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Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter) können nicht physisch an der 
Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht 
für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege 
der Briefwahl oder durch Erteilung einer (Unter-)Vollmacht 
an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben.

Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch 
Briefwahl

Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer 
Kommunikation oder schriftlich abgeben, ohne an der Haupt-
versammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für 
die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- 
und fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung.

Für die elektronische Briefwahl steht der Online-Service der 
Gesellschaft unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

ab dem 20. August 2020 bis zum Beginn der Abstimmung 
in der Hauptversammlung zur Verfügung. Zugangsdaten er-
halten die Aktionäre nach ihrer Anmeldung.

Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl nach er-
folgter Anmeldung auch das zusammen mit der Zugangskar-
te zugesandte Formular benutzen, welches auch im Internet 
unter https://www.vectron-systems.com/de/hv2020 abrufbar 
ist. Die schriftlichen Stimmabgaben müssen spätestens bis 
9. September 2020 (Tag des Eingangs) bei der Gesellschaft 
unter der folgenden Adresse eingegangen sein:

Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und 
Wahlvorschlägen

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen 
von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesord-
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nungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des Abschluss- 
prüfers und des Aufsichtsrats werden – soweit sie den ande-
ren Aktionären zugänglich zu machen sind – bei Nachweis 
der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

veröffentlicht, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 
Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis späte-
stens zum Ablauf des 26. August 2020 (24:00 Uhr) an die 
folgende Adresse übersandt wurden:

Vectron Systems AG
c/o C-HV AG
Gewerbepark 10
92289 Ursensollen
Fax-Nr.: (+49) (0) 9628 9299871
E-Mail: HV@anmeldestelle.net

Fragemöglichkeit
Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Akti-
onären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen 
spätestens zwei Tage vor der Versammlung im Wege elektro-
nischer Kommunikation einzureichen sind, um einen reibungs-
losen Ablauf der Hauptversammlung zu ermöglichen. 

Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, 
die bis spätestens zum 8. September 2020 (24:00 Uhr) über 
den Online-Service der Gesellschaft unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

eingereicht werden. 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der 
Hauptversammlung. Dabei entscheidet der Vorstand gemäß 
§ 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 
freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet.

Erklärung Widerspruch
Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt 
haben, haben abweichend von § 245 Nr. 1 AktG die Mög-
lichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Wider-
spruch gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Haupt-
versammlung im Wege der elektronischen Kommunikation 
bei dem beurkundenden Notar zu erklären. Eine gültige Er-
klärung des Widerspruchs setzt voraus, dass der Aktionär 
oder der Bevollmächtigte den Widerspruch unter Angabe 
des Beschlusses, gegen den sich der Widerspruch richtet, 
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bis zum Ende der Hauptversammlung über den Online-Ser-
vice der Gesellschaft unter

https://www.vectron-systems.com/de/hv2020

einreicht.

Informationen zum Datenschutz
Die Vectron Systems AG verarbeitet im Rahmen der Durch-
führung der Hauptversammlung folgende Kategorien Ihrer 
personenbezogener Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder 
die E-Mail-Adresse), Informationen über Ihre Aktien (z.B. An-
zahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die Zugangs-
kartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten im Rahmen der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 
Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Danach 
ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, 
wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung erforderlich ist. Die Vectron Systems AG ist recht-
lich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durch-
zuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung 
der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten 
unerlässlich. Ohne Angabe Ihrer personenbezogener Daten 
können Sie sich nicht zur Hauptversammlung anmelden.

Für die Datenverarbeitung ist die Vectron Systems AG ver-
antwortlich. Die Kontaktdaten des Verantwortlichen lauten:

Vectron Systems AG
– Datenschutzbeauftragter –
Willy-Brandt-Weg 41
48155 Münster
E-Mail: datenschutz@vectron.de 

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grund-
sätzlich nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise er-
halten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von 
der Vectron Systems AG zur Erbringung von Dienstleistungen 
im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung beauf-
tragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptver-
sammlungsdienstleister (wie etwa HV-Agenturen, Rechts-
anwälte oder Wirtschaftsprüfer). Die Dienstleister erhalten 
personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die Er-
bringung der Dienstleistung notwendig ist.

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts 
in das Teilnehmerverzeichnis der Hauptversammlung kön-
nen andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 
Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. 
Auch im Rahmen von bekanntmachungspflichtigen Tages-
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ordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -wahl-
vorschlägen werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt 
werden, Ihre personenbezogenen Daten veröffentlicht.

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 
drei Jahre (aber nicht weniger als zwei Jahre) nach Been-
digung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann ge-
löscht, es sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist 
im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entschei-
dungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Haupt-
versammlung erforderlich.

Für die virtuelle Hauptversammlung werden zusätzliche per-
sonenbezogene Daten in sogenannten „Logfiles“ verarbeitet, 
um die Virtualisierung technisch zu ermöglichen und deren 
Administration zu vereinfachen. Dies betrifft z.B. Ihre IP-
Adresse, den von Ihnen verwendeten Webbrowser sowie Da-
tum und Uhrzeit des Aufrufs. Diese Daten werden nach der 
Durchführung der Hauptversammlung gelöscht. Die Gesell-
schaft verwendet diese Daten zu keinen anderen Zwecken 
als hier angegeben.

Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, 
die über Sie gespeichert wurden, auf Antrag unentgeltlich 
Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf Be-
richtigung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung 
der Verarbeitung von zu umfangreich verarbeiteten Daten zu 
verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig ver-
arbeiteten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen 
Daten (soweit dem keine gesetzliche Aufbewahrungspflicht 
und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO ent-
gegenstehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Über-
tragung sämtlicher von Ihnen an uns übergebene Daten in 
einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“).

Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-
Mail an: datenschutz@vectron.de.

Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde 
bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde.

Den Datenschutzbeauftragten der Vectron Systems AG er-
reichen Sie unter folgender Adresse:

Vectron Systems AG
– Datenschutzbeauftragter –
Willy-Brandt-Weg 41
48155 Münster
E-Mail: datenschutz@vectron.de 

Münster, im August 2020

Vectron Systems AG

Der Vorstand
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